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Niederschrift 

über die 22. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 16. Mai 2018, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

Anwesende:  
 

Mitglieder 

Petra Friedrich, Vorsitzende, SPD 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Dorothee Köpp, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Sascha Gröling, Mitglied, SPD (Vertretung für Wolfgang Decker) 

Patrick Hartmann, Mitglied, SPD 

Enrico Schäfer, Mitglied, SPD (Vertretung für Dr. Günther Schnell) 

Petra Ullrich, Mitglied, SPD (Vertretung für Hermann Hartig) 

Marcus Leitschuh, Mitglied, CDU (Vertretung für Jörg Hildebrandt) 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 

Dr. Norbert Wett, Mitglied, CDU 

Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Eva Koch) 

Dieter Gratzer, Mitglied, AfD 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 

Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 
 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Caglar Öztürk, Vertreter des Ausländerbeirates 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 

Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 

Anne Janz, Stadträtin, B90/Grüne 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Cenk Yildiz, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 

Entschuldigt: 

Dr. Bernd Hoppe, Stadtverordneter, Freie Wähler 
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Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Stefanie Köhler, Hauptamt 

Petra Bohnenkamp, Hauptamt 

Stefan Rios, Kämmerei und Steuern 

Thomas Bergmann, Revisionsamt 

Klaus Koch, Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters  

Anja Morell, Bürgeramt 

Ute Pähns, Sozialamt 

Mario Neumann, Sozialamt 

Dr. Martin Hellmann, Hochbau und Gebäudebewirtschaftung 

Carola Metz, Kulturamt 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Unterbringung von Personen nach dem Hessischen 

Landesaufnahmegesetz 

101.18.821 

2. Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen  

Holding AG (GNH) 

Vereinbarung mit der ver.di-vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

101.18.896 

3. Gewährung einer Zuwendung an den Verein Hand in  

Hand e. V. für den Betrieb des Nachbarschaftstreffs Südstadt 

101.18.897 

4. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige 

Haushaltsführung) für das Jahr 2018; - Liste 1 / 2018 - 

101.18.910 

5. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige 

Haushaltsführung) für das Jahr 2018;  

- Kenntnisnahme Liste II / 2018 - 

101.18.911 

6. Zahlungsdefizite bei Gebührenabführung 101.18.861 

7. Konsequenzen aus einem Stopp der 

Kulturhauptstadtbewerbung 

101.18.883 

8. Strategie Gemeinschaftsunterkünfte 101.18.884 

9. Bewerbung der Stadt Kassel um den Spar-Euro 101.18.893 

10. Divestment - nachhaltige Finanzanlagen der Stadt Kassel 101.18.916 

 

 

Vorsitzende Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 9. Mai 2018 

ordnungsgemäß einberufene 22. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden, stellt die 

Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung fest. 
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Mitgliedschaften und Tätigkeiten nach § 26 a HGO der Stadtverordneten und des 

Magistrats für das Jahr 2017 vollständig vorliegen und im Büro der 

Stadtverordnetenversammlung eingesehen werden können.  

 

Ferner teilt sie mit, dass sich die Fraktion Freie Wähler + Piraten aufgelöst 

und sich die neue Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten gebildet hat. 

Stadtverordneter Berkhout ist Mitglied und Vertreter der neuen Fraktion 

im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen. 

 

 

1. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von 

Personen nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.821 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für die Unterbringung von Personen nach dem  

Hessischen Landesaufnahmegesetz in der aus der Anlage 1 zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung.“ 

 

Bürgermeisterin Friedrich erläutert die Sachlage und beantwortet die Fragen der 

Ausschussmitglieder.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Ablehnung: Kasseler Linke  

Enthaltung: AfD, FDP+FW+Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Unterbringung von Personen nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz, 

101.18.821, wird zugestimmt.  
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Kasseler Linke vor, der von Stadtverordneten Düsterdieck eingebracht und 

begründet wird.  

 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Antrag wird ergänzt durch folgende Regelung: 
 

§ 8 Ausnahme- und Härtefallregelung 

(1) Soweit dies im Einzelfall aufgrund besonderer Umstände zur Überwindung 

einer Härte und zur Deckung einer zeitlich befristeten Bedarfslage geboten 

ist, wird von dem Gebührensatz nach § 5 Absatz 1 abgesehen, und die 

Gebührenhöhe auf 300 € festgesetzt.  

Bei einer gemeinschaftlichen Zimmernutzung werden die Kosten auf die 

Personen verteilt. 

[…] unverändert 
 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: FDP+FW+Piraten  

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen 

nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz, 101.18.821, wird abgelehnt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartmann 

 

2. Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen Holding AG (GNH) 

Vereinbarung mit der ver.di-vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.896 - 
 

Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Vereinbarung mit der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di wird nach 

Maßgabe des beigefügten Entwurfs (s. Anlage) zugestimmt. 
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2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen 

Holding AG (GNH) Vereinbarung mit der ver.di-vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 101.18.896, wird zugestimmt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. von Rüden 

 

 

3. Gewährung einer Zuwendung an den Verein Hand in Hand e. V. für den 

Betrieb des Nachbarschaftstreffs Südstadt 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.897 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Die Stadt Kassel gewährt dem Verein Hand in Hand e. V. für den Betrieb des 

Nachbarschaftstreffs Südstadt für das Jahr 2018 eine Zuwendung in Höhe 

von 18.000,00 €. Die Mittel stehen im Teilergebnishaushalt 50002 – 

Seniorenarbeit/sonstige Leistungen und Aufgaben – zur Verfügung. 

2. Die Stadt Kassel gewährt dem Verein Hand in Hand e. V. für den Betrieb des 

Nachbarschaftstreffs Südstadt ab dem Jahr 2019 eine Zuwendung in Höhe 

von jährlich 30.000,00 €. Die Mittel werden in der Haushaltsplanung ab 2019 

entsprechend berücksichtigt.“ 
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Antrag des Magistrats ausdrücklich befürwortet.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Gewährung einer Zuwendung an den Verein Hand 

in Hand e. V. für den Betrieb des Nachbarschaftstreffs Südstadt, 101.18.897, wird 

zugestimmt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Köpp 

 

 

4. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018; 

- Liste 1 / 2018 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.910 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung bewilligt die in der nachfolgenden  

Liste 1/2018 enthaltenen über- und außerplanmäßigen 

Aufwendungen/Auszahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO (wirkt sich nach 

Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2018 wie über- und außerplanmäßige 

Aufwendungen/Auszahlungen aus)  

im Finanzhaushalt in Höhe von  2.803.000,00 €.“ 

 

Im Rahmen einer kontroversen Diskussion beantworten Oberbürgermeister 

Geselle, Stadtbaurat Nolda und Stadträtin Janz die Fragen der 

Ausschussmitglieder.  

 

Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, beantragt die  

Anlagen 1 und 2 und die Anlagen 3 bis 6 getrennt zur Abstimmung zu stellen.  
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gestellt.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: CDU, Kasseler Linke 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Den Anlagen 1 und 2 des Antrages des Magistrats betr. Über- und 

außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO 

(vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018; - Liste 1 / 2018 -, 101.18.910, 

wird zugestimmt. 

 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Den Anlagen 3 bis 6 des Antrages des Magistrats betr. Über- und 

außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO 

(vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018; - Liste 1 / 2018 -, 101.18.910, 

wird zugestimmt. 

 

Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, bringt folgende 

Änderungsanträge ein und begründet diese. Die Änderungsanträge liegen den 

Ausschussmitgliedern als Tischvorlage vor.  

 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Deckungsvorschlag, der in Liste 1/2018 Nr. 1 enthaltenen über- und 

außerplanmäßigen Aufwendung/Auszahlung wird wie folgt geändert: 
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Teil-HH. 90001 Steuern, Finanzzuweisungen, Umlagen 

Sachkonto: 5553000 Gewerbesteuer 

 

Eingehende Begründung des Deckungsvorschlages: 

Die Erträge im Sachkonto 5553000 – Gewerbesteuer liegen erwartbar deutlich 

über dem Ansatz für 2018 und können daher zur Deckung herangezogen 

werden. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zu Anlage 1 des Antrages des 

Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018;  

- Liste 1 / 2018 -, 101.18.910, wird abgelehnt. 

 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Deckungsvorschlag, der in Liste 1/2018 Nr. 2 enthaltenen über- und 

außerplanmäßigen Aufwendung/Auszahlung wird wie folgt geändert: 

 

Teil-HH. 90001 Steuern, Finanzzuweisungen, Umlagen 

Sachkonto: 5553000 Gewerbesteuer 

 

Eingehende Begründung des Deckungsvorschlages: 

Die Erträge im Sachkonto 5553000 – Gewerbesteuer liegen erwartbar deutlich 

über dem Ansatz für 2018 und können daher zur Deckung herangezogen 

werden. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Enthaltung: AfD 

den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zu Anlage 2 des Antrages des 

Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018;  

- Liste 1 / 2018 -, 101.18.910, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Werl 

 

 

5. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018; 

- Kenntnisnahme Liste II / 2018 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.911 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von der in der rückseitigen  

Liste II/2018 enthaltenen über- und außerplanmäßigen  

Aufwendung/ Auszahlung gemäß § 99 Abs. 1 HGO  

im Ergebnishaushalt in Höhe von  44.500,00 € 

Kenntnis.“ 

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

6. Zahlungsdefizite bei Gebührenabführung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.861 - 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Was waren die Gründe, die in den Jahren 2014-2016 zu Zahlungsdefiziten 

bei der Abführung der Gebühren für Führungszeugnisse und Auskünfte aus 

dem Gewerbezentralregister geführt haben? 
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Abrechnungsfehler führten zu Nachforderungen, die durch außerplanmäßige 

Mittel in Höhe von 50.000 € gedeckt wurden. Wie setzt sich dieser Betrag 

zusammen bzw. in wie vielen Fällen kam es zu Fehlern in der Abführung? 

 

3. Was hat der Magistrat unternommen, um zukünftig diese Fehler zu 

vermeiden? 

 

Bürgermeisterin Friedrich beantwortet die Anfrage.  

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeisterin Friedrich erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

7. Konsequenzen aus einem Stopp der Kulturhauptstadtbewerbung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.883 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Kosten sind durch die Vorbereitung und Entscheidungsfindung der 

Bewerbung seit der ersten Idee bis heute für die Stadt Kassel entstanden? 

 

2. Welche Kosten werden durch vertragliche Verpflichtungen, getätigte 

Bestellungen und angeforderte Dienstleistungen ab heute noch entstehen? 

 

3. Wie hoch sind die zusätzlichen Kosten für Berater und zusätzliche Stellen 

insgesamt bis zum jeweiligen Vertragsende? 

 

4. Welche Personal- und Beraterkosten werden in diesem Jahr auch bei 

Beendigung der Bewerbungsplanung noch anfallen? 

 

5. Der Magistrat hat die Kosten für die Bewerbung mit 2 Millionen Euro von 

2016-2020 und die der Durchführung mit 75 Millionen Euro beziffert, das 

entspricht bei 365 Veranstaltungstagen etwa den doppelten Kosten einer 

documenta mit 100 Tagen. Wie viele Besucherinnen und Besucher haben 

Kulturhauptstädte vergleichbarer Größe bisher gehabt? 

 

6. Mit welchen Mehreinnahmen durch Übernachtungen hätte Kassel – analog 

den Werten der documenta – rechnen können? 
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erfolgreichen Bewerbung angesetzt und als Ablehnungsgrund der 

Bewerbung notiert. Für was wären diese 200 Millionen Euro notwendig 

gewesen? 

 

8. Wie viele Millionen dieses Betrages wird der Magistrat bis 2025 auch ohne 

die Bewerbung in die Kasseler Kultur investieren wollen/müssen, z.B. für die 

räumliche Verbesserung der freien Szene und andere in der Ablehnung 

genannten Projekte? 

 

9. Wann haben die Dezernenten die Entscheidung für einen Ausstieg aus der 

Bewerbungsvorbereitung gefällt? 

 

10. Wurden nach dieser Entscheidung noch Veranstaltung im Rahmen der 

Bewerbungsvorbereitung durchgeführt, wie z.B. 

„Kulturhauptstadtbewerbung on tour“, Workshops, Sitzungen des Beirates, 

des Kulturausschusses, der Kulturkommission oder anderen mit dem Thema 

beschäftigter Gremien und welche Rolle spielte dort das Thema? 

 

11. Hat der Magistrat die Einschätzung, dass der Verzicht Kassels auf die 

Bewerbung angesichts der Debatte um den Ankauf von documenta-

Kunstwerken und der Budgetüberziehungen der documenta sowie dem 

Wechsel im Fridericianum dem Kulturstandort zu diesem Zeitpunkt nicht 

zusätzlich schaden könnte? 
 

12. Welchen Sinn ergibt die Bürgerversammlung, zu der für den 27.4.2018 

eingeladen wird, um die Ablehnung der hauptamtlichen Dezernenten einer 

Kulturhauptstadtbewerbung zu diskutieren vor dem Hintergrund dieser 

vorweggenommenen Entscheidung? 
 

13. Hätte die Stadt Kassel bei einer positiven Entscheidung für eine Bewerbung 

durch die Stadtverordnetenversammlung und in der Bürgerversammlung 

nach dem negativen Votum des hauptamtlichen Magistrates überhaupt noch 

eine Chance bei einer Bewerbung? 
 

14. Warum wurde so eine Bürgerversammlung nicht als Methode der 

Bürgerbeteiligung vor der Entscheidung der Dezernenten einberufen? 

 

Stadtverordneter Leitschuh, CDU-Fraktion, begründet die Anfrage.  

Stadträtin Völker beantwortet die Anfrage und sagt eine schriftliche Antwort mit 

der Niederschrift zu. Im Rahmen einer kontroversen Diskussion werden die 

zahlreichen Fragen der Ausschussmitglieder von Oberbürgermeister Geselle, 

Stadträtin Völker, Stadtbaurat Nolda und Stadträtin Janz beantwortet.  
 

Nach Beantwortung durch Stadträtin Völker erklärt Vorsitzende Friedrich die 

Anfrage für erledigt. 
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8. Strategie Gemeinschaftsunterkünfte 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.884 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

9. Bewerbung der Stadt Kassel um den Spar-Euro 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.893 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

10. Divestment - nachhaltige Finanzanlagen der Stadt Kassel 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

- 101.18.916 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

 

Ende der Sitzung: 19:10 Uhr 

 

 

 

 

Petra Friedrich Cenk Yildiz 

Vorsitzende Schriftführer 
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